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Anlage 1 


Entwurf eines Preisgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Abschnitt I 

§ 1 

(1) Vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an sind die 
am 30. Juni 1950 bestehenden Preisvorschriften 
noch für die nachstehend aufgeführten Güter und 
Leistungen anzuwenden: 

1. die in der Anlage zu diesem Gesetz aufgeführ- 
ten landwirtschaftlichen Erzeugnisse, Nah- 
rungs- und Genußmittel sowie die zur Herstel- 
lung solcher Güter unmittelbar erforderlichen 
Leistungen; 

2. auf dem Gebiete der gewerblichen Wirtschaft: 

a) Kohle, Koks, Briketts und Pechkohle, 

b) Eisenerze, Schrott, Roheisen, Walzwerks- 
und Schmiedeerzeugnisse der eisenschaf- 
fenden Industrie sowie Nichteisen- und 
Edelmetalle, 

c) Elektrizität, Gas und Wasser sowie die bei 
der Versorgung mit Elektrizität, Gas und 
Wasser an Gemeinden, Gemeindeverbände 
und Zweckverbände zu leistenden Konzes- 
sion sab gaben, 

d) Erdöle, Petroleum für motorische Zwecke, 
flüssige Treibstoffe aus Erdölen und Kohle, 

e) Düngemittel für die Landwirtschaft aus 
Phosphaten, Stickstoff, Kalk und Kali, 

f) Insulin, Penicillin und Streptomycin; 

3. Leistungen auf dem Gebiete des Post- und 
Fernmeldewesens; 

4. Grundstücke sowie die Vermietung und Ver- 
pachtung von Grundstücken und Räumen je- 
der Art, Gewährung von Übernachtungen; 

5. Bauleistungen bei öffentlichen oder mit öffent- 
lichen Mitteln finanzierten Aufträgen, Demon- 
tage-, Abbruch- und Verschrottungsarbeiten; 
Leistungen der Architekten und Ingenieure; 

6. Leistungen des Filmverleihs und der Film- 
theater; 
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7. Leistungen auf dem Gebiete der Kraftfahr- 
zeugversicherung; 

8. Leistungen der Kranken- und Heilanstalten, 
sonstiger pflegerischer Anstalten sowie die 
Leistungen, die in der deutschen Arzneitaxe 
in der am 30. Juni 1950 geltenden Fassung 
geregelt sind; 

9. Leistungen, für die öffentlich-rechtliche Be- 
nutzungsgebühren oder Beiträge erhoben wer- 
den, außer den in Absatz 2 genannten Öffent- 
lichen Abgaben; 

10. Güter und Leistungen, die aus dem Auslande 
eingeführt oder im Wege des Interzonenver- 
kehrs in das Bundesgebiet verbracht werden. 

(2) Bestehende Preisvorschriften gelten ferner für 
Verkehrsleistungen mit Ausnahme der Leistungen 
der Seeschiffahrt. Sie gelten nicht für öffentliche 
Abgaben, einschließlich Lotsgelder, in den See- 
häfen, im Geltungsbereich der Seewasserstraßen- 
ordnung und auf dem Nord-Ostsee-Kanal. 

(3) Preisvorschriften im Sinne der Absätze 1 und 2 
sind: 

1. Vorschriften, die auf Grund des Preisgesetzes 
vom 10. April 1948 (WiGBl. S. 27)/3. Februar 
1949 (WiGBl. S. 14)/21. Januar 1950 (BGBl. 
S. 7) oder des Preisbildungsgesetzes vom 29. 
Oktober 1936 (RGBl. I S. 927) von den mit der 
Preisbildung beauftragten Stellen erlassen 
worden sind; 

2. Vorschriften über Preise und Entgelte für G üter 
und Leistungen der Ernährungs- und Land- 
wirtschaft, auch wenn sie auf anderen als in 
Nr. i genannten Rechtsgrundlagen beruhen, je- 
doch mit Zustimmung der mit der Preisbildung 
beauftragten Stellen erlassen sind; 

3. die in § 15 Absatz 3 des Preisgesetzes vom 10. 
April 1948 (WiGBl. S. 27) bezeichneten Vor- 
schriften; 

4. die Verordnung über das Verbot von Preis- 
erhöhungen vom 26. November 1936 (RGBl. I 

S. 955), die Verordnung über die Behandlung 
von Geboten in der Zwangsversteigerung vom 
30. Juni 1941 (RGBl. I S. 354) und die Verord- 
nung über die Preisüberwachung und die 
Rechtsfolgen von Preisverstößen im Grund- 
stücksverkehr vom 7. Juli 1942 (RGBl. I S. 451). 

§ 2 

Für alle nicht in § 1 Absatz 1 und 2 genannten 
Güter und Leistungen sind Preis Vorschriften im 
Sinne des § 1 Absatz 3 nicht mehr anzuwenden, 
soweit in ihnen Preise, Preisbestandteile, Entgelte, 
Zahlungs- und Lieferungsbedingungen geregelt 
sind. 
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Abschnitt II 

§ 3 

(1) Um bei den in § 1 Absatz 1 Nr. 1, 2, 4 bis 10 
genannten Gütern und Leistungen volkswirtschaft- 
lich gerechtfertigte Preise oder Entgelte zu sichern, 
können, soweit eine einheitliche Regelung für das 
gesamte Bundesgebiet oder mehrere Länder erfor- 
derlich ist, die Bundesregierung oder im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
der fachlich zuständige Bundesminister Rechtsver- 
ordnungen oder Verfügungen erlassen, durch die 
für die in § 1 Absatz 1 Nr. 1, 2, 4 bis 10 genannten 
Güter und Leistungen Preise, Preisbestandteile, 
Entgelte, Zahlungs- und Lieferungsbedingungen 
festgesetzt oder genehmigt werden; sie können sol- 
che Güter oder Leistungen von den Preisvorschrif- 
ten freisteilen, wenn die Entwicklung der Markt- 
lage es gestattet. 

(2) Rechtsverordnungen, durch die Preise für Ge- 
treide oder Brot, für Trinkmilch, Butter oder Zuk- 
ker, für Kohle, Eisen, Elektrizität oder Gas, oder 
durch die Mieten oder Pachten für Grundstücke 
oder Räume festgesetzt oder freigegeben werden, 
bedürfen der Zustimmung des Bundesrates, es sei 
denn, daß bei Erlaß der Rechtsverordnung nur eine 
Auswirkung von untergeordneter Bedeutung für 
den allgemeinen Preisstand, insbesondere die Le- 
benshaltung, zu erwarten ist 

§ 4 

(1) Die Tarife für die Benutzung der Verkehrsein- 
richtungen des Bundes setzt der Bundesminister 
für Verkehr fest. Er setzt sonstige Verkehrstarife 
fest, soweit für sie eine einheitliche Regelung für 
das gesamte Bundesgebiet oder mehrere Länder er- 
forderlich ist. Er genehmigt die Entgelte für die 
Leistungen der Binnenschiffahrt. Der Bundesmini- 
ster für Verkehr bedarf des Einvernehmens des 
Bundesministers für Wirtschaft, soweit eine nicht 
unerhebliche Auswirkung auf den allgemeinen 
Preisstand, den Preisstand des betroffenen Wirt- 
schaftszweiges oder die Lebenshaltung zu erwar- 
ten ist. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
Verkehrsleistungen von den Preisvorschriften frei- 
steilen, wenn die Entwicklung der Verkehrslage es 
gestattet. 

(3) Gebühren auf dem Gebiete des Post- und Fern- 
meldewesens setzt der Bundesminister für Post- 
und Fernmeldewesen fest. § 3 Absatz 2 gilt ent- 
sprechend. 

§ 5 

Mit Zustimmung des Bundesrates können die Bun- 
desregierung oder im Einvernehmen mit dem Bun- 
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desminister für Wirtschaft der fachlich zuständige 
Bundesminister Rechtsverordnungen erlassen, 
durch die Güter oder Leistungen, auch soweit sie 
in § 1 Absatz 1 und 2 nicht genannt sind, Preisvor- 
schriften unterworfen werden, sofern dies erfor- 
derlich ist, um für solche Güter oder Leistungen 
volkswirtschaftlich gerechtfertigte Preise zu sichern, 
und soweit eine einheitliche Regelung für das ge- 
samte Bundesgebiet oder mehrere Länder erfor- 
derlich ist. 

§ 6 

Soweit eine einheitliche Regelung für das ge- 
samte Bundesgebiet oder mehrere Länder nicht 
erforderlich ist, können die Landesregierungen 
oder die obersten Landesbehörden Rechtsverord- 
nungen oder Verfügungen im Sinne des § 3 Ab- 
satz 1 oder § 4 Absatz 1 Satz 2 erlassen. 

§ 7 

(1) Die Preisüberwachung üben die Landesre- 
gierungen oder die obersten Landesbehörden aus. 

(2) Mit Zustimmung des Bundesrates können die 
Bundesregierung oder im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft der fachlich zu- 
ständige Bundesminister zum Zwecke einer ein- 
heitlichen Preisüberwachung Rechtsverordnungen 
erlassen, durch die die Preisauszeichnungs-, Preis- 
nachweis- und Preismeldepflichten auferlegt oder 
aufgehoben werden. 

(3) Die Überwachung der Tarife für die Ver- 
kehrseinrichtungen des Bundes und der Gebühren 
auf dem Gebiete des Post- und Fernmeldewesens 
üben der fachlich zuständige Bundesminister oder 
die von ihm beauftragten Behörden aus. 

§ 8 

(1) Die ihnen nach diesem Gesetz zustehenden 
Befugnisse können die Bundesregierung oder im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft der fachlich zuständige Bundesminister auf 
eine Landesregierung oder auf oberste Landesbe- 
hörden, die Landesregierungen oder obersten 
Landesbehörden auf ihnen nachgeordnete Behör- 
den übertragen. Dies gilt nicht auf dem Gebiete 
des Post- und Fernmeldewesens. 

(2) Soweit durch oder auf Grund früherer Vor- 
schriften Befugnisse übertragen worden sind, 
bleibt die Übertragung für die entsprechenden 
Befugnisse dieses Gesetzes in Kraft. 

§ 9 

Die Bundesregierung, die Bundesminister, die 
Landesregierungen und die obersten Landesbe- 
hörden sind auskunftsberechtigte Stellen im Sinne 
der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
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13. Juli 1923 (RGBl. I S. 723). Die Landesregie- 
rungen und die obersten Landesbehörden können 
die ihnen nach der Verordnung über Auskunfts- 
pflicht vom 13. Juli 1923 (RGBl. I S. 723) zuste- 
henden Befugnisse auf nachgeordnete Behörden 
übertragen. 


§ 10 

Die Behörden und Gerichte leisten den in § 9 
genannten Behörden Amts- und Rechtshilfe. 

§ 11 

(1) Dieses Gesetz tritt am 30. Juni 1950 in Kraft. 
Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und Ver- 
fügungen können nur geahndet werden, wenn sie 
nach der Verkündung dieses Gesetzes begangen 
sind. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt die 
Anordnung über Preisbildung und Preisüber- 
wachung nach der Währungsreform vom 25. Juni 
1948 (Mitteilungsbl. der Verwaltung für Wirt- 
schaft Teil II S. 91) in der am 30. Juni 1950 gel- 
tenden Fassung außer Kraft. 

(3) Die Bundesregierung setzt das Gesetz durch 
Rechtsverordnung außer Kraft, die der Zu- 
stimmung des Bundestages und des Bundesrates 
bedarf. 
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Anlage zu § 1 des P r e i s g e s e t z e s 


Getreidewirtschaft 

Getreide (Roggen, Weizen, Gerste, Hafer, 
Mais, Milokorn, Hirse u. ä.) 

Ge trei demahlerzeugnisse 

Schälmühlenerzeugnisse 

Panier- und Mutschelmehl 

Teigwaren 

Kindernährmittel 

Brot- und Kleingebäck 

Zwieback 

Backhefe 

Futtergetreide aller Art 
Speise- und Futterhülsenfrüchte 
Mischfuttermittel 

Futtermittel aus der Getreide- oder Hülsen- 
fruchtverarbeitung 

Ölkuchen, Ölkuchenschrot, Ölkuchenmehl 

Saatgetreide 

Malz 

Bier 

Milch- und Fettwirtschaft 

Frischmilch (Trinkmilch) 

Butter 

Butterschmalz 
Taigschmeizenprodukte 
Schweineschmalz 
sonstige Speisefette und -öle 
pflanzliche und tierische Fette und öle (roh. 
raffiniert sowie raffiniert und gehärtet), 
soweit sie für die Herstellung von Nah- 
rungs-, Genuß- und Futtermitteln bestimmt 
sind 

Zuckerwirtschaft 

Zucker 

Zuckerrüben 

vollwertige Zuckerrübenschnitzel und Rüben- 
brocken sowie Schrot daraus 

Sonstiges 

unverarbeiteter Monopolsprit 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Das Preisgesetz vom 10. April 1948 (WiGBl. S. 27), das durch 
Gesetz vom 21. Januar 1950 (BGBl. S. 7) verlängert worden ist, 
läuft am 30. Juni 1950 ab. Es soll durch den vorgelegten Ge- 
setzesentwurf abgelöst werden. 

1. Seit Juli 1948 sind auf weitesten Gebieten der gewerblichen 
und Ernährungswirtschaft in immer verstärktem Umtange die 
bestehenden Preisvorschriften aufgehoben worden. Der vorgelegte 
Gesetzesentwurf sieht weitere Preisfreigaben vor. Danach sollen ab 

1. Juli 19^0 Preisvorschriften nur noch auf folgenden Gebieten 
gelten: 

a) in der Ernährungs- und Landwirtschaft für Getreide, Mehl, 
Brot, Milch, Butter und Zucker; 

b) in der gewerblichen Wirtschaft für die Grundstoffe (Kohle, 
Eisen), Energie, Bauleistungen, Mineralöle (Freigabe ist in Vor- 
bereitung) sowie für Düngemittel; 

c) für einige Schlüsselleistungen in der übrigen Wirtschaft: Mieten 
und Grundstücke, Verkehrsleistungen mit Ausnahme der See- 
schiffahrt; 

d) schließlich sollen aus sozialen und kulturellen Gründen die 
Pflegesätze der Kranken- und Heilanstalten, die Arzneitaxe, die 
Prämien der Kraftfahrzeugversicherung sowie die Leistungen 
des Filmverleihs und der Filmtheater noch preisgebunden 
bleiben. 

2. Die Preise für die unter 1 a) — d) genannten Güter und Lei- 
stungen werden noch nicht freigegeben werden können: 

a) Bei der starken Einfuhrabhängigkeit auf dem Getreide-, Fett- 
und Zuckersektor und bei den weit unter den Weltmarktprei- 
sen liegenden deutschen Preisen, namentlich für Getreide, kön- 
nen diese Preise, die zum Teil noch subventioniert werden 
müssen, nicht der freien Entwicklung überlassen werden, wenn 
sie auf einer für den Verbraucher tragbaren Höhe gehalten 
werden sollen. Das ist aus sozialen Gründen erforderlich. 

b) Bei der Schlüsselstellung der Grundstoffe (Kohle und Eisen) 
und der stark kohleintensiven Energiewirtschaft ist eine Frei- 
gabe dieser Preise zurzeit nicht vertretbar. Die Preise für 
Kohle und Eisen liegen unter dem Weltmarktstand, die Er- 
tragslage der Kohlenwirtschaft ist angespannt. Eine Änderung 
der Preise für diese Grundindustrien hätte, wenn auch unter- 
schiedlich, Auswirkungen auf fast allen Industrie- und Herstel- 
lungszweigen. Bei dieser Sachlage kann auf eine staatliche 
Festsetzung dieser Preise noch nicht verzichtet werden. Eine 
ähnliche Schlüsselstellung nehmen die Verkehrstarife und die 
Postgebühren ein, so daß auch diese mit Ausnahme der Tarife 
der Seeschiffahrt noch staatlich festzulegen sind. 

c) Die Notwendigkeit, die M'ietpreisvorschriften und im engsten 
Zusammenhang damit die Preisvorschriften für Grundstücke 
aufrechtzuerhalten, ergibt sich aus der Tatsache, daß eine Frei- 
gabe bei der augenblicklichen Ertragslage des Hausbesitzes beim 
Wohnungsbestand zu einer erheblichen Erhöhung führen wird, 
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die für weiteste Kreise der Bevölkerung ohne staatliche Miet- 
beihilfen nicht tragbar wäre. Im engsten Zusammenhang damit 
steht es, daß auch auf die Baupreisvorschriften für mit öffent- 
lichen Mitteln finanzierte Bauten noch nicht verzichtet werden 
kann. Diese Vorschriften dienen dem Zweck, die Kosten sol- 
cher Bauvorhaben niedrig zu halten. Dies ist nicht nur er- 
forderlich, um die Neubaumieten auf erträglicher Höhe zu 
halten, sondern auch, um den Nutzeffekt des Arbeitsbeschaf- 
fungs- und Wohnungsbauprogramms zu steigern. 

d) Die deutsche Arzneitaxe hat seit jeher die Handelsspannen der 
Apotheker verbindlich festgelegt. Dies ist auch weiterhin aus 
sozialen Gründen erforderlich. Ebensowenig ist es möglich, 
die Pflegesätze der Kranken- und Heilanstalten aus der Preis- 
bindung freizugeben, da sie einen wesentlichen Kostenbestand- 
teil auf dem Gebiet der Sozialversicherung darstellen. Die 
Kraftfahrzeugversicherung ist nach wie vor eine Pflicht- 
versicherung. Im Sinne der Kostendeckung und einer aus- 
reichenden Schadensregulierung kann dieser Versicherungs- 
zweig noch nicht der freien Preisentwicklung überlassen blei- 
ben. Bei der anormalen Konkurrenzlage in der Filmwirtschaft 
läßt sich auch zurzeit eine Freigabe der Entgelte für die Film- 
produktion und der Eintrittspreise der Filmtheater noch nicht 
rechtfertigen. 

e) Die Ausfuhr unterliegt keinerlei Preisbeschränkungen mehr. Bei 
der Einfuhr einiger Ernährungsgüter (z. B. Getreide, Ge- 
treideerzeugnisse, tierische und pflanzliche öle, Margarine, 
Zucker) und von Düngemitteln werden noch in beschränktem 
Umfange Preise festgesetzt werden müssen, weil der Unter- 
schied zwischen den deutschen und den Weltmarktpreisen noch 
erheblich ist, und weil teils der Umfang des Außenhandels noch 
nicht geeignet ist, einen Ausgleich durch echten Wettbewerb zu 
gewährleisten, teils diese Preise noch subventioniert werden 
müssen. 

3. Einzelgesetze auf den noch preisgebunden zu haltenden Gebie- 
ten vorzulegen, war nicht möglich. Einmal würden solche Sonder- 
gesetze eine gewisse Erstarrung der Materie mit sich bringen und 
eine abschließende, für längere Dauer bestimmte Regelung be- 
deuten; die Aufrechterhaltung der bisherigen Preisvorschriften 
auf diesen wenigen Gebieten und ihre Zusammenfassung in einem 
Gesetz hat dagegen den Vorteil, daß eine Freigabe von Gütern 
und Leistungen, deren Preisbindung nicht mehr erforderlich ist, 
durch Herausnahme dieser Güter aus dem Katalog des § 1 mög- 
lich ist, eine Regelung, die erheblich beweglicher ist als die starre 
Aufspaltung der Materien in Sondergesetze und deshalb mehr den 
Charakter einer Übergangslösung trägt. Eine Neuordnung so 
schwieriger Materien, wie z. B. das Mietgebiet, die Kohle- und 
Eisenwirtschaft, die Elektrizitätswirtschaft, kann überdies mit der 
gebotenen Sorgfalt nicht in den zur Verfügung stehenden zwei 
Monaten vorbereitet werden. Es erschien deshalb zweckmäßig, 
ein Gesetz vorzulegen, das in seinem 1. Abschnitt die wenigen 
Güter und Leistungen aufführt, für die die bestehenden Preisvor- 
schriften noch fortgelten sollen, und in einem weiteren Abschnitt 
durch eine auf diese Gebiete beschränkte Ermächtigung der Not- 
wendigkeit Rechnung trägt, diese Vorschriften ändern, aufheben 
und der jeweiligen Wirtschaftslage anpassen zu können. 


9 



II. Die einzelnen Bestimmungen 


Zu §§ 1 und 2: 

In diesen Bestimmungen sind die Vorschriften der Anordnung 
über Preisbildung und Preisüberwachung nach der Währungs- 
reform vom 25. Juni 1948 (VfWMBl. II S. 91), soweit sie nach 
dem Stande vom 1. Juli 1950 noch von Bedeutung sind, zusam- 
mengefaßt; die entbehrlichen Bestimmungen sind fortgelassen. 
Statt der in der früheren Anordnung für die Güter in der Er- 
nährungswirtschaft gewählten Methode, die preisfreien Güter in 
einer Anlage aufzuführen, sind nunmehr in einer Positivliste 
die wenigen Ernährungsgüter zusammengestellt, für die die Preis- 
vorschriften noch aufrechterhalten werden müssen. Diese Liste ist 
auf das notwendigste Maß beschränkt und bringt gegenüber dem 
bisherigen Zustand die Freigabe einer nicht unwesentlichen Zahl 
kleinerer, aber auch einiger bedeutsamerer Erzeugnisse. Im ein- 
zelnen kann auf das zu I Gesagte verwiesen werden. 

Die Verkehrsleistungen sind aus § 1 Absatz 1 herausgenommen 
und in Absatz 2 geregelt. Als Verkehrsleistungen sind auch die 
Leistungen der Spedition und Lagerei sowie die Umschlags- 
leistungen zu verstehen. 

Wenn in § 2 gesagt ist, daß die Preisvorschriften nur insoweit 
nicht mehr anzuwenden sind, als in ihnen Preise, Preisbestand- 
teile, Entgelte, Zahlungs- und Lieferungsbedingungen geregelt 
sind, so ist damit zum Ausdruck gebracht, daß die noch bestehen- 
den Preisauszeichnu ngs- und Preisnachweisvorschriften, die Vor- 
schriften über Preisbindungen sowie die Bestimmungen des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes aufrechterhalten bleiben, da in ihnen keine 
Preise geregelt, sondern Bestimmungen enthalten sind, die der 
Preisüberwachung und dem Preisschutz dienen. 

In § 1 Absatz 3 ist klargestellt, was als Preisvorschrift im Sinne 
des § 1 Absatz 1 zu gelten hat. Dies erscheint erforderlich, um 
etwaige Zweifel auszuschließen, daß etwa die Rechtsanwaltsge- 
bührenordnung, die Notariatsgebührenordnung und ähnliche Vor- 
schriften, die nicht von Preisbehörden erlassen sind, aber auch 
Entgelte regeln, als Preisvorschriften anzusehen und durch § 2 
außer Kraft gesetzt seien. 

Zu § 3: 

1. Diese Bestimmung enthält eine ihrem Umfange nach auf Güter 
und Leistungen des § 1 Nr. 1, 2, 4 — 10 beschränkte Ermächtigung 
für die Bundesregierung oder den fachlich zuständigen Bundes- 
minister, die bei den genannten Sachgebieten bestehenden Preis- 
vorschriften zu ändern, aufzuheben oder durch andere zu er- 
gänzen. Die Wirtschaftsentwicklung ist im Fluß. Ohne diese Er- 
mächtigung wäre bei den noch preisgebunden zu haltenden Gütern 
und Leistungen der Preisstand erstarrt; er muß aber der jewei- 
ligen Wirtschaftslage durch Änderung oder Freigabe der Preise 
angepaßt werden können, und zwar möglichst rasch, um Ver- 
sorgungsschwierigkeiten zu vermeiden. Es kann deshalb nicht in 
jedem Falle ein Gesetz eingebracht werden, das bis zu seiner 
Verkündung zwangsläufig mehrere Monate braucht. Außerdem 
würde, wenn jede geringfügige Änderung ein Gesetz erforderte, 
eine derartige Belastung des ohnehin überlasteten Parlaments 
eintreten, daß schon aus diesem Grunde keinesfalls in allen Fäl- 
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len das Parlament bemüht werden kann, sondern eine Ermäch- 
tigung an die Bundesregierung oder den Fachminister erforder- 
lich ist. Um die Koordinierung der Preispolitik mit der Gesamt- 
wirtschaft sicherzustellen, ist bestimmt, daß der fachlich zustän- 
dige Bundesminister des Einvernehmens des Bundesministers für 
Wirtschaft bedarf. 

2. Den Erfordernissen einer parlamentarischen Kontrolle ist da- 
durch Genüge geschehen, daß in Absatz 2 des § 3 für die wich- 
tigeren Gebiete die Zustimmung des Bundesrates vorgesehen ist. 
Das bedeutet in zweifacher Hinsicht eine Änderung der bisherigen 
Rechtslage; bisher war diese Zustimmung bei Preisanordnungen 
erforderlich,, die von grundlegender Bedeutung für den gesamten 
Preisstand, insbesondere die Lebenshaltung waren. Diese ausle- 
gungsfähige Bestimmung hat zu Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen Parlament und Bundesregierung geführt. Deshalb ist im 
§ 3 Absatz 2 statt der bisherigen Bestimmung die Enumerativ- 
methode gewählt, und sind diejenigen Güter im einzelnen auf- 
geführt, bei denen die Zustimmung erforderlich ist. Allerdings 
mußten Fälle von untergeordneter Bedeutung ausgenommen 
werden, mit denen das Parlament nicht behelligt werden kann. 
Solche Fälle werden z. B. vorliegen bei der Änderung einer 
Untermietanordnung, die die Berechnung der Untermiete statt 
nach der Quadratmeterzahl des Raumes auf die Kopfzahl der 
Bewohner abstellt. Ferner sieht das Grundgesetz nunmehr bei 
Rechtsverordnungen ausschließlich eine Zustimmung des Bundes- 
rates vor; eine zusätzliche Zustimmung des Bundestages konnte 
daher in dem Entwurf nicht vorgesehen werden, zumal der 
Bundestag jeweils von den Rechtsverordnungen Kenntnis erhält 
und seinerseits in der Lage ist, die Bundesregierung gegebenen- 
falls um Aufhebung ihrer Rechtsverordnungen zu ersuchen. 

3. Auf die Befugnis, notfalls und in Ausnahmefällen Verfügungen 
erlassen zu können, kann der Bundesminister für Wirtschaft nicht 
verzichten. Die Berechtigung hierzu hängt davon ab, ob das 
Grundgesetz in Artikel 83 Verwaltungsakte der Bundesregierung 
oder eines Bundesministers zuläßt. Auch in Artikel 87 Absatz 3 
Satz 1 des Grundgesetzes sind den Oberbehörden Exekutivbefug- 
nisse nicht ausdrücklich zugestanden. Trotzdem ergibt sich aus 
der Zulassung von Oberbehörden und der für sie vorgesehenen 
Aufgaben, daß die Oberbehörden Exekutivbefugnisse haben. 
Ebenso müssen auch den Ministerien, die im Grundgesetz eben- 
falls ausdrücklich zugelassen sind, die Exekutivbefugnisse zu- 
stehen, die zur Wahrnehmung ihres Geschäftsbereichs unerläß- 
lich sind, sofern die Verfügung Angelegenheiten regelt, die sich 
auf das gesamte Bundesgebiet oder den Bezirk mehrerer Länder 
erstrecken. * 

Zu § 4: 

In § 3 sind die in § 1 Absatz 1 genannten Güter und Leistungen 
mit Ausnahme der Postgebühren und der Verkehrstarife be- 
handelt. § 4 behandelt die Rechtsetzungsbefugnis für Verkehrs- 
tarife und Postgebühren. Ebenso wie in § 3 soll der fachlich zu- 
ständige Bundesminister zur Festsetzung dieser Tarife und Ge- 
bühren ermächtigt sein. Die Tatsache, daß die Verkehrstarife die 
Gesamtwirtschaft erheblich stärker berühren als die Postgebühren, 
rechtfertigt, daß bei Verkehrstarifen ein Einvernehmen des Bun- 
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desministers für Wirtschaft in größerem Umfange vorgesehen 
werden mußte als bei den Postgebühren, bei denen eine Mit- 
wirkung des Bundesministers für Wirtschaft auf die nach der 
Geschäftsordnung der Bundesregierung erforderliche Beteiligung 
beschränkt werden konnte. Bei Verkehrstarifen konnte das Ein- 
vernehmen mit dem Bundeswirtschaftsminister auf die Fälle 
beschränkt werden, bei denen eine nicht unerhebliche Auswirkung 
auf den allgemeinen Preisstand, den Preisstand des betroffenen 
Wirtschaftsgebiets oder die Lebenshaltung zu erwarten ist. 

Eine Freigabe der Verkehrsentgelte, besonders auf dem Gebiet 
des Straßenverkehrs, mußte, wenn sie auch zurzeit noch nicht 
durchführbar erschien, in Erwägung gezogen werden. Deshalb 
mußte in Absatz 2 des § 4 eine entsprechende Ermächtigung vor- 
gesehen werden. 

Zu § 5? 

Für Fälle nicht voraussehbarer Wirtschaftsentwicklungen (bei- 
spielsweise für den Fall einer erneuten Pfundabwertung oder der 
Abwertung anderer Valuten) mußte Vorsorge dafür getroffen 
werden, daß mit der alsdann erforderlichen Beschleunigung not- 
falls auch preisfreie Güter ausnahmsweise wieder einer Preis- 
bindung unterworfen werden können. Der Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen dieser Art ist aber ausnahmslos an die Zustimmung 
des Bundesrates gebunden; die Bundesregierung kann solche Maß- 
nahmen daher in keinem Falle ohne parlamentarische Zustim- 
mung treffen. 

Zu § 6* 

Die Bundesregierung oder der fachlich zuständige Bundesminister 
sind für Rechtsverordnungen und Verfügungen auf dem Preis- 
gebiet zuständig, soweit eine einheitliche Regelung für das 
Bundesgebiet oder mehrere Länder erforderlich ist. Soweit dies 
nicht der Fall ist, sofern also lediglich für ein Land eine Regelung 
geboten erscheint, die auch keine Auswirkungen auf Nachbar- 
länder haben kann, können die Landesregierungen oder die 
obersten Landesbehörden nach § 6 Preisverordnungen oder Ver- 
fügungen erlassen. Preisfreie Güter oder Leistungen kann jedoch 
nach § 5 nur die Bundesregierung oder der fachlich zuständige 
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und mit Zustimmung des Bundesrates den Preisvor- 
schriften wieder unterwerfen. 

Zu § 7: 

Die Preisüberwachung ist Ländersache. Die Bundesregierung oder 
der Fachminister, notfalls im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft, sind darauf beschränkt, im Sinne einer 
einheitlichen Preisüberwachung Rechtsverordnungen zu erlassen, 
durch die Preisauszeichnungs-, Preisnachweis- oder Preismelde- 
pflichten auferlegt oder aufgehoben werden. Daß die Eisenbahn- 
tarife und Postgebühren von den fachlich zuständigen Bundes- 
ministern überwacht werden, ergibt sich aus der Natur der Sache. 

Zu § 8: 

Diese Bestimmung sieht die Möglichkeit vor, daß die Bundes- 
regierung oder der Fachminister im Einvernehmen mit dem 
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Bundes wirtschaftsminister Befugnisse, die ihnen das Gesetz ein- 
räumt, auf andere Behörden überträgt; vorgesehen sind die 
Landesregierungen oder obersten Landesbehörden. Die Landes- 
regierungen oder die obersten Landesbehörden können wieder 
ihre ihnen durch dieses Gesetz gegebenen oder nach § 8 übertra- 
genen Befugnisse auf nachgeordnete Behörden übertragen. Be- 
fugnisse, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes übertragen worden 
sind, gelten mit der Maßgabe fort, daß sie durch die entsprechen- 
den Befugnisse dieses Gesetzes ersetzt werden. Es handelt sich ins- 
besondere um die preisbildenden Befugnisse der unteren Preis- 
behörden auf dem Gebiet der Miet- und Grundstückspreise. 

Zu § 9: 

Diese Bestimmung bringt im Hinblick auf Artikel 129 des Grund- 
gesetzes lediglich eine Klarstellung. 

Zu § 10: 

Es entspricht anerkannten vcrwaltungsrechtlichen Grundsätzen, 
daß Verwaltung und Justiz sich gegenseitig Amts- und Rechts- 
hilfe leisten. Diesem Grundsatz entspricht die Bestimmung des § 9. 

Zu § 11: 

Es muß gewährleistet sein, daß das neue Preisgesetz unmittelbar 
an das am 30. Juni 1950 auslaufende Preisgesetz anschließt, damit 
keine Lücke eintritt. Deshalb mußte für das Inkrafttreten des Ge- 
setzes der 30. Juni 1950 vorgesehen werden. Die Preisfreigabeanord- 
nung vom 25. Juni 1948 ist durch die §§ 1 und 2 dieses Gesetzes 
überholt und war demzufolge aufzuheben. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Deutschen Bundesrates 


W 19-10 (1) - Tgb. Nr. 1342/50 


12. Mai 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben - BK 1031/50 V - vom 
22. April 1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bun- 
desrat in seiner Sitzung am 12. Mai 1950 gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Preisgesetzes 

folgende Änderungen vorzuschlagen : 

1. Änderungen gemäß Anlage (BR -Drucksache Nr. 336/50) 

2. In den §§ 3 Absatz 1, 7 Absatz 2 und 8 Absatz 1 werden 
die Worte „oder im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft der fachlich zuständige Bundesminister“ er- 
setzt durch die Worte 

„oder der Bundesminister für Wirtschaft im Ein- 
vernehmen mit dem fachlich zuständigen Bundes- 
minister“. 

Begründung : 

Durch diese Änderung wird der gegenwärtige Rechtszustand 
aufrecht erhalten, nach dem dem Bundesminister für Wirt- 
schaft als dem für die Wirtschaftspolitik verantwortlichen 
Minister die Federführung auch in Preisangelegenheiten zu- 
steht. Diese Entscheidung der Zuständigkeitsfrage entspricht 
auch der Auffassung der Ministerpräsidenten -Konferenz, 
deren Empfehlungen sich auch die an den Beratungen dieser 
Konferenz seinerzeit beteiligten Mitglieder des Parlamen- 
tarischen Rates angeschlossen haben. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 
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In Vertretung 

Fecht 



DEUTSCHER BUNDESRAT 

W 19-10 (1) 


BR.-Drucks. Nr. 336/50 


Betr.: Entwurf eines Preisgesetzes 

Zu § 1 

1. Absatz 1 Nr. 2b: 

Es werden angefügt die Worte „orthopädische Hilfsmittel“, 
la. Absatz 1 Nr. 2e: 

Der Aufzählung werden die Worte „sowie Humusdünger“ an- 
gefügt, um die Preisvorschriften auch für dieses Düngemittel 
aufrechtzuerhaiten. 

2. Absatz 1 Nr. 3: 

Die Bestimmung wird gestrichen und nach Absatz 2 über- 
nommen. Die Nummernfolge sowie Verweisungen werden 
entsprechend geändert. 

3. Absatz 1 Nr. 4: 

Vor dem Wort „Gewährung“ wird das Wort „Erbbauzinsen“ 
eingefügt, da auch hier die Preis Vorschriften aufrechterhalten 
werden sollen. 

4. Absatz 1 Nr. 5: 

Vor den Worten „finanzierten Aufträgen“ werden zur Klar- 
stellung die Worte „ganz oder teilweise“ eingefügt. 

5. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die am 30. Juni 1950 bestehenden Preisvorschriften gelten 
ferner 

1. für Verkehrsleistungen mit Ausnahme der Leistungen der 
Seeschiffahrt. Sie gelten nicht für öffentliche Abgaben, 
einschließlich Lotsgelder, in den Seehäfen, im Geltungs- 
bereich der Seewasserstraßenordnung und auf dem Nord- 
Ostsee-Kanal, 

2. für Leistungen auf dem Gebiete des Post- und Fernmelde- 
wesens.“ 

Begründung: 

Die Änderung entspricht der Änderung zu Nr. 2. 
Die Fassung ist redaktionell der Fassung des Ab- 
satzes 1 angepaßt worden. 
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Zu § 3 

6. In Absatz 1 werden die Worte „oder Verfügungen 41 gestrichen. 
Um jedoch die auf einzelnen Gebieten notwendigen Verfügungen 
zu ermöglichen, wird dem § 3 folgender neuer Absatz 3 angefügt : 

„(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 können 
für Energielieferungen, die auf Grund des Energienotgesetzes 
auferlegt sind, und auf dem Gebiete der Einfuhr in Einzelfällen 
Preisregelungen durch Verfügung getroffen werden.“ 

Begründung: 

§ 4 Absatz 1 c des Energienotgesetzes sieht die Be- 
fugnis zur Erteilung von Auflagen zur Abgabe und 
Weiterleitung von Energie vor. Solche Auflagen sind 
ohne die gleichzeitige Regelung der Vergütungen, 
wie sie § 4 Absatz 3 vorsieht, praktisch nicht durch- 
setzbar. Solche Auflagen sind im allgemeinen Maß- 
nahmen überregionaler Art, so daß die Regelung 
der Vergütungen nicht von mehreren jeweils be- 
teiligten Ländern, sondern nur vom Bundeswirt- 
schaftsminister getroffen werden kann. Die mit Zu- 
stimmung des Bundesrates erfolgte Verlängerung des 
Energienotgesetzes zwingt dazu, auch die Befugnis 
des Bundeswirtschaftsministers zu Preisverfügungen 
auf diesem Gebiet im Einzelfall aufrecht zu erhalten. 
Das gleiche gilt hinsichtlich der Preisregelung für 
eingeführte Güter. Die Festsetzung der Preise für 
Importe, an denen meist Importeure aus mehreren 
Ländern beteiligt sind, muß beschleunigt und ein- 
heitlich erfolgen, um ein Preisgefälle zwischen den 
verschiedenen Ländern zu vermeiden. Die Möglich- 
keit einer Festsetzung durch Rechtsverordnung 
scheidet in diesen Fällen aus, da es sich um einzelne 
Einfuhrpartien handelt, bei denen die Preisfest- 
setzung von dem Qualitätsbefund abhängt. 

7. In Absatz 1 wird der letzte Halbsatz, der mit den Worten „sie 
können . . beginnt, zum selbständigen letzten Satz. Die Ände- 
rung erweist sich im Hinblick auf § 6 als erforderlich (vgl. unten 
Nr. 14). 

8. In Absatz 2 wird der letzte Halbsatz, der mit den Worten „es sei 
denn . . beginnt, gestrichen. 

Begründung: 

Die Ausnahmeklausel führt infolge ihrer unbe- 
stimmten und schlecht bestimmbaren Fassung zu 
Rechtsunsicherheit und ist bei der Vielzahl der mög- 
lichen Preisanordnungen besonders justizpolitisch 
bedenklich. 

8a. In Absatz 2 werden hinter dem Wort “Gas“ eingefügt die Worte 
„oder Düngemittel im Sinne des § 1 Absatz 1 Nr. 2e“. 

Zu § 4 

9. In Absatz 1 Satz 2 werden hinter den Worten „sonstige Verkehrs- 
tarife“ die Worte „und sonstige Entgelte für Verkehrsleistungen“ 
eingefügt. 
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Begründung: 

Die Ergänzung ist erforderlich, weil nicht alle Ent- 
gelte für Verkehrsleistungen durch Tarife festgesetzt 
werden. 

10. In Absatz 1 Satz 4 werden hinter den Worten „Bundesministers 
für Wirtschaft“ eingefügt die Worte „und des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten“, um die Pflicht zur 
Herstellung des Einvernehmens auch mit diesem Minister zu 
sichern. 

11. In Absatz 2 werden aus dem gleichen Grunde hinter den Worten 
„Bundesminister für Wirtschaft“ eingefügt die Worte „und dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten“. 

12. In Absatz 3 wird der letzte Satz gestrichen und im Hinblick auf 
die Änderung zu Nr. 8. durch einen neuen Absatz 4 ersetzt: 

„(4) Rechtsverordnungen, durch die Entgelte für Verkehrs- 
leistungen und Gebühren auf dem Gebiete des Post- und Fern- 
meldewesens festgesetzt oder Verkehrsleistungen von Preis- 
vorschriften freigestellt werden, bedürfen der Zustimmung 
des Bundesrates, es sei denn, daß bei Erlaß der Rechtsverord- 
nung nur eine Auswirkung von untergeordneter Bedeutung 
für den gesamten Preisstand, insbesondere die Lebenshaltung, 
zu erwarten ist.“ 

Begründung: 

Durch diese Fassung wird das Erfordernis der Zu- 
stimmung des Bundesrates zu Rechtsverordnungen 
auch auf das Gebiet der Verkehrsleistungen ausge- 
dehnt. Die Ausnahmeklausel erscheint im Gegen- 
satz zu § 3 Absatz 2 auf diesen Gebieten justizpoli- 
tisch weniger bedenklich, da die Zahl der Anwen- 
dungsfälle verhältnismäßig gering sein wird und 
diese Rechtsverordnungen im allgemeinen einen be- 
schränkten Personenkreis betreffen. 

Zu § 5 

13. Die Vorschrift wird gestrichen, da sie eine verfassungsrechtlich 
bedenkliche Ermächtigung zur Ergänzung des Gesetzes enthält. 

Zu § 6 

14. Hinter ,,§ 3 Absatz 1“ wird eingefügt „Satz 1“. Um klarzustellen, 
daß die Freistellung bestimmter Güter oder Leistungen von den 
Preisvorschriften gemäß § 3 Absatz 1 (neuem) Satz 2 der Bundes- 
regierung oder den Bundesministern Vorbehalten bleibt. 

Zu § 7 

15. In Absatz 1 werden die Worte ,,oder die obersten Landesbehör- 
den“ gestrichen, um die Zuständigkeitsregelung den Landes- 
regierungen selbst zu überlassen. 

Zu § 8 

16. In Absatz 1 werden aus dem gleichen Grunde die Worte „oder 
auf oberste Landesbehörden“ und die Worte „oder obersten Lan- 

- desbehörden“ gestrichen. 
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17. In Absatz 1 werden aus redaktionellen Gründen die Worte „auf 
eine Landesregierung“ ersetzt durch die Worte „auf die Landes- 
regierungen“. 

18. In Absatz 2 Zeile 1 werden aus sprachlichen Gründen die Worte 
„durch oder“ gestrichen. 


Zu § 9 

19. In Satz 2 werden aus dem zu Nr. 15. erwähnten Grunde die Worte 
„und die obersten Landesbehörden“ gestrichen. 

Zu § 10 

20. Die Bestimmung wird gestrichen, da sie nach Artikel 35 des 
Grundgesetzes entbehrlich ist. 

Zu § 11 

21. In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen, da er in sich unschlüssig ist 
und die mit ihm beabsichtigten Rechtswirkungen sich ohnehin 
aus Artikel 103 des Grundgesetzes ergeben. 

22. Dem Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz 2 neu angefügt: 

„Ferner treten die Bestimmungen über Preisfreigabe der Län- 
der Baden, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern und 
des bayerischen Kreises Lindau in den am 30. Juni 1950 gelten- 
den Fassungen außer Kraft.“ 

23. Absatz 3 wird gestrichen, da ein Gesetz nur durch die gesetz- 
gebenden Organe auf dem durch das Grundgesetz vorgeschrie- 
benen Wege aufgehoben werden soll. 

24. Anlage zu § 1 

Die Aufzählung der Anlage soll aus sachlichen Gründen gekürzt 
und die Anlage wie folgt gefaßt werden: 

„Anlage zu § 1 des Preisgesetzes 

Getreidewirtschaft: 

Brotgetreide (Roggen, Weizen, Spelz [Dinkel, Fesen], Emer 
und Einkorn) 

einschl. Saatgut dieser Getreidearten, 
Getreidemahlerzeugnisse, 

Brot und Kleingebäck, 

Bier. 

Milch- und F e 1 1 w i r t s c h a f t : 

Trinkmilch, 

Butter, 

Butterschmalz, 

Schweineschmalz, 

Sonstige Speisefette und -öle, 

Pflanzliche und tierische Fette und Öle (roh, raffiniert, 
sowie raffiniert und gehärtet), soweit sie für die Herstel- 
lung von Nahrungs- und Genußmitteln bestimmt sind. 

Zuckerwirtschaft: 

Zucker, 

Zuckerrüben. 

Sonstiges : 

Unverarbeiteter Monopolsprit.“ 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates 


1. Die Bundesregierung stimmt dem Vorschläge des Bundesrates 
zu 2. seines Schreibens vom 12. Mai 1950 (Änderung der 
§§ 3 Absatz 1, 7 Absatz 2 und 8 Absatz 1) zu. 

2. Die Bundesregierung stimmt ferner den in der Anlage zu 1. 
dieses Schreibens unter Nr. 1 — 7, 8 a, 9, 12 — 23 gemachten 
Vorschlägen zu. 

3. Sie stimmt dem Vorschläge unter Nr. 24 dieser Anlage mit 
der Maßgabe zu, daß die Anlage zu § 1 des Gesetzes in der 
Fassung der Nr. 24 wie folgt ergänzt wird: 

hinter die Worte: 

„einschließlich Saatgut dieser Getreidearten“ 
wird eingefügt: 

„Futtergetreide (Gerste, Hafer, Mais, Milokorn)“. 

4. Dagegen kann die Bundesregierung den Vorschlägen zu Nr. 8, 
10 und 11 (Bundesratsdrucksache Nr. 336 50) nicht zustimmen. 

Zu Nr. 8: 

Gegen die in § 3 Absatz 2 letzter Halbsatz der 
Regierungsvorlage vorgesehene Ausnahmeklausel 
an sich hat der Bundesrat, wie sich aus dem 
von ihm eingefügten § 4 Absatz 4 (vergl. Ziffer 12 
der Stellungnahme des Bundesrates) ergibt, keine 
Bedenken. Er glaubt nur, eine unterschiedliche 
Behandlung der Verkehrsleistungen in § 4 und 
der Güter und Leistungen in § 3 vornehmen 
zu müssen. Dem kann die Bundesregierung nicht 
beitreten, da sie eine unterschiedliche Behand- 
. lung nicht für gerechtfertigt hält. 

Wenn bei den in § 3 Absatz 2 genannten Gütern 
auch in Fällen von untergeordneter Bedeutung 
die Zustimmung des Bundesrates eingeholt werden 
müßte, würde eine so starke Belastung des Bundes- 
rates eintreten, daß dadurch die Regierungsarbeit 
über Gebühr erschwert wird. 

Zu 10 und 11: 

Eine Notwendigkeit, bei Verkehrstarifen, soweit 
sie des Einvernehmens des Bundesministers für 
Wirtschaft bedürfen, auch noch das Einvernehmen 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten herbeizuführen, besteht nicht. 
Zu den Aufgaben des Bundesministers für Wirt- 
schaft nach dem Preisgesetz gehört es, die Ko- 
ordinierung auf allen Preisgebieten herbeizufüh- 
ren; das gilt auch, soweit Verkehrstarife das 
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Sachgebiet des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten berühren. 

5. Teils auf Grund von Anregungen, die in den Ausschüssen des 
Bundesrates gemacht worden sind, teils aus redaktionellen 
Gründen wird die Regierungsvorlage wie folgt geändert: 

a) § 1 Absatz 1 Nr. 2c wird wie folgt gefaßt: 

„Elektrizität, Gas und Wasser sowie die Leistungen an 
Gemeinden, Gemeindeverbände und Zweckverbände, die in 
den Vorschriften über die Zulässigkeit von Konzessionsab- 
gaben der Unternehmen und Betriebe zur Versorgung mit 
Elektrizität, Gas und Wasser geregelt sind.“ 

b) § 1 Absatz 1 Nr. 10 wird wie folgt gefaßt: 

„Güter und Leistungen, die in das Bundesgebiet eingeführt 
werden.“ 

c) In § 1 Absatz 3 wird in Nr. 1 hinter: 

„des Preisbildungsgesetzes vom 29. Oktober 1936 (RGBl. I 
S. 927)“ 
eingefügt : 

„der entsprechenden Rechtsgrundlagen der Länder Baden, 
Rheinland-Pfalz, Württemberg -Hohenzollern oder des 
bayerischen Kreises Lindau“ 

sowie am Schluß der Nr. 4 angefügt: 

„§ 27 des Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 24. April 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 83).“ 

d) Der letzte Halbsatz in § 2: 

„soweit in ihnen Preise, Preisbestandteile, Entgelte, Zah- 
lungs- und Lieferungsbedingungen geregelt sind“ 

erhält folgende Fassung: 

„soweit sie Preise, Preisbestandteile, Entgelte, Zahlungs- 
und Lieferungsbedingungen enthalten.“ 

6. Die Bundesregierung behält sich vor, eine Neufassung der 
Regierungsvorlage nachzureichen, in der die Abänderungsvor- 
schläge des Bundesrates, soweit sich die Bundesregierung mit 
ihnen einverstanden erklärt, eingearbeitet sind, sowie die Liste 
der Ernährungsgüter (Anlage zu § 1 des Preisgesetzes) durch 
„Ölkuchen, ölkuchenschrot, Ölkuchenmehl sowie Malz“ zu er- 
gänzen. 
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